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Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


MS. 


Inhalt: Gefeb, betreffend die Leinwandleggen, S. 185. — Geſetz, betreffend die Abtretung der Preußiſchen 
Bank an das Deutſche Reich und die Errichtung von Zweiganſtalten derſelben in außerpreußiſchen 
Gebieten des Reichs, S. 166. — Geſetz, betreffend die für die Berechnung der Transſkriptions und 
Inſtriptionsgebühren beim Rheiniſchen Hypothekenweſen zu Grunde zu legenden Sprungſätze, S. 188. 
— Allerhöchſter Erlaß, betreffend die Erhebung der tarifmäßigen Abgabe für das Befahren des 
Plauer Kanals bei Niegripp, S. 168. — Allerhöchſter Erlaß, betreffend die Genehmigung 
des Tarifs, nach welchem die Hafenabgaben zu Neuſtadt im Kreiſe Oldenburg bis auf Weiteres zu 
entrichten ſind, S. 169. 


Nr. 8268.) Geſetz, betreffend die Leinwandleggen. Vom 15. März 1875. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 
ar mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, was 
olgt: 

$. 1. 


Die in der Provinz Hannover und den Regierungsbezirken Minden und 
Kaſſel beſtehenden en können aufgelöſt werden, ſobald und ſoweit 
ihr Fortbeſtehen durch ein Bedürfniß des Verkehrs nicht mehr erfordert wird. 


f §. 2. 
Ueber die Auflöſung einer Leggeanſtalt verfügt nach Wogen en Anhörung 
er Amtsverſamm⸗ 
lungen der betheiligten Amtsbezirke, der Miniſter für Handel, Gewerbe und 
öffentliche Arbeiten. Von dem Tage der Betriebseinſtellung an, welcher durch 
das Amtsblatt des Bezirks bekannt zu machen iſt, treten fur en in der Be⸗ 
kanntmachung näher zu dn Diſtrikt alle auf die Legge und Leinen⸗ 
ſchau bezüglichen Geſetze und Verordnungen außer Kraft. 


$. 3. 
| Auch außer dieſem Falle können für einzelne leggepflichtige Bezirke die⸗ 
Fanden Beſtimmungen, durch welche vorgeſchrieben iſt m en von 
einen vor dem Verkaufe bei einer Legge zur Schau zu bringen, auf dem vor⸗ 
bezeichneten Wege außer Kraft geſetzt werden. 
Jahrgang 1875. (Nr. 8268—8269.) 23 §. 4, 


Ausgegeben zu Berlin den 7, April 1875, 


ee 


Re i 

Die Leggeordnung für die Kreife Bielefeld, Halle und Herford (mit Aus⸗ 

ſchluß der Aemter Bünde und Rödinghauſen) im Regierungsbezirke Minden 
vom 15. Mai 1853. (Geſetz⸗Samml. für 1853. S. 229.) wird aufgehoben. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 15. März 1875. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck, Camphaufen. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 
Falk. v. Kameke. Achenbach. Friedenthal. 


(Nr. 8269.) Geſetz, betreffend die Abtretung der Preußiſchen Bank an das Deutſche Reich 
und die Errichtung von Zweiganſtalten derſelben in außerpreußiſchen Gebieten 
des Reichs. Vom 27. März 1875. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Koͤnig von Preußen x. 
W mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, was 
olgt: i 

H. I. 


Die Staatsregierung ift ermächtigt, wegen Abtretung der reußiſchen Bank 
an das Deutſche Reich mit dem Reichskanzler auf folgenden Grundlagen einen 
Vertrag abzuſchließen: 
1) Preußen tritt nach Zurückziehung ſeines Einſchußkapitals von 
1,906,800 Thalern, ſowie der ihm zuſtehenden Hälfte des Reſervefonds 


die Preußiſche Bank mit allen ihren Rechten und Verpflichtungen mit 


dem 1. Januar 1876. unter den nachſtehend Ziffer 2. bis 6. bezeichneten 
Bedingungen an das Reich ab. Das Reich wird dieſe Bank an die 
zu errichtende Reichsbank übertragen. 


2) Preußen empfängt für Abtretung der Bank eine Entf öädi ung von: 


fünfzehn Millionen Mark, welche aus den Mitteln der Reichsbank zu 
decken iſt. 

3) Den bisherigen Antheilseignern der Preußiſchen Bank wird die Be⸗ 
fugniß vorbehalten, gegen Verzicht auf alle ihnen durch ihre Bank⸗ 
antheilſcheine verbrieften Rechte zu Gunſten der Reichsbank den Um⸗ 
tauſch dieſer Urkunden gegen Antheilſcheine der Reichsbank von gleichem 
Nominalbetrage zu verlangen. z 

) Die 


ET NE 8 
o 


0 Die Reichsbank hat denjenigen Antheilseignern, welche nach den Be⸗ 
ſtimmungen der $$. 16. und 19. der Bankordnung vom 5. Oktober 1846. 
(Preußiſche Geſetz⸗Samml. S. 435.) die ade des einge⸗ 
ſchoſſenen Kapitals und ihres Antheils an dem eſervefonds der 
Preußiſchen Bank verlangen, dieſe Zahlung zu leiſten. 
5) Die Reichsbank wird zur Erfüllung der von der Preußiſchen Bank 
durch den Vertrag vom 28./31. Januar 1856. hinſichtlich der Staats⸗ 
anleihe von ſechszehn Millionen fünfhundert acht und neunzig tauſend 
Thalern übernommenen Verbindlichkeiten an Preußen für die Jahre 
1876. bis einſchließlich 1925. jährlich 621,900 Thaler in on 3 
Raten zahlen. Wird die Konzeſſion der Reichsbank nicht verlängert, ’ 
ſo wird das Reich dafür ſorgen, daß, fo lange keine andere Bank in 
dieſe Verpflichtung eintritt, die Rente bis zu dem obengedachten Zeit⸗ 
punkte der Preußiſchen Staatskaſſe unverkürzt zufließe. 
6) Eine Auseinanderſetzung zwiſchen Preußen und der Reichsbank wegen 
der Grundſtücke der Preußiſchen Bank bleibt vorbehalten. 


§. 2. 

Die Preußiſche Bank iſt ermächtigt, in dem geſammten außerpreußiſchen 
Gebiete des Deutſchen Reichs an dazu When Orten mit Zuſtimmung der 
betreffenden Landesregierungen Komtoire, Kommanditen und Agenturen zu er⸗ 
richten und daſelbſt nach Maßgabe der Beſtimmungen der Bankordnung vom 
5. Oktober 1846. Bankgeſchäfte zu betreiben. 


8.3. 


Der Finanzminiſter und der Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche 
Arbeiten werden mit Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 


Arkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 27. März 1875. 
(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. Camphauſen. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 
Falk. v. Kameke. Achenbach. Friedenthal. 


Gr. 826982710 23° (Nr. 8270.) 


168 


(Nr. 8270.) Geſetz, betreffend die für die Berechnung der Transſkriptions⸗ und Inſkriptions. 


gebühren beim Rheiniſchen Hypothekenweſen zu Grunde zu legenden Sprungſätze. 
Vom 28. März 1875. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König don Preußen de. 


versehen) unter Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages Unferer Monarchie, 
was folgt: 


Die nach der Kabinetsorder vom 15. Mai 1846. (Geſetz⸗Samml. S. 169.) 


im Bezirke des e zu Cöln zur Erhebung gelangenden 
Transſkriptions⸗ und Inſkriptionsgebühren, welche mit Eins vom Tauſend bei 
Eintragung der Veränderung des Grundeigenthums in die Hypothekenbücher 
und bei Eintragung von Hypotheken, Rechten und ö 00 zu entrichten ſind, 
ſollen vom 1. April 1875. ab in Sprungſätzen von 100 zu 100 Mark der⸗ 
geſtalt erhoben werden, daß für Summen bis zum Betrage von 100 Mark 
einſchließlich der Gebührenſatz von 10 Pfennigen, bis zum Betrage von 
200 Mark einſchließlich der Gebührenſatz von 20 Pfennigen und ſo fort zur 
Erhebung kommt. N 

Die Beſtimmung der Nr. 2. der Kabinetsorder vom 15. Mai 1846. wird 
hierdurch modifizirt. ö 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 28. März 1875. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. Camphauſen. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 
Falk. v. Kameke. Achenbach. Friedenthal. 


(Nr. 8271.) Allerhöchſter Erlaß vom 27. Januar 1875., betreffend die Erhebung der tarif- 
mäßigen Abgabe für das Befahren des Plauer Kanals bei Niegripp. 


Auf Ihren BT Bericht vom 25. d. Mts. genehmige Ich, daß 
die Erhebung der im Tarife vom 27. Dezember 1871. feſtgeſetzten Abgabe für 
das Befahren des Plauer Kanals außer bei Plaue und Parey auch bei Niegripp 
ſtattfindet. 
Berlin, den 27. Januar 1875. 
5 Wilhelm. 
Camphauſen. Achenbach. 


An die Miniſter der nen und für Handel, Gewerbe 
und öffentliche Arbeiten. 8 


(Nr. 8272.) 


ws 8 


(Nr. 82720, Allerhöchſter Erlaß vom 17. Februar 1875., betreffend die Genehmigung des 
Tarifs, nach welchem die Hafenabgaben zu Neuſtadt, im Kreiſe Oldenburg, bis 
auf Weiteres zu entrichten ſind. 


Aa Ihren gemeinſchaftlichen Bericht vom 13. Februar d. J. genehmige Ich 

den Mir vorgelegten Tarif, nach welchem die Hafenabgaben zu Neuſtadt im 

Kreiſe 1 Pore Regierungsbezirks Schleswig, bis auf Weiteres zu entrichten 

ſind, unter Vorbehalt einer Reviſion von fünf zu fünf Jahren und laſſe Ihnen 
Vs hierbei zur weiteren Veranlaſſung wieder zugehen. 


a Berlin, den 17. Februar 1875. 
0 | Wilhelm. 
Camphauſen. Achenbach. 


An den Finanzminiſter und den Miniſter für Handel, 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


Ta ki f, 


nach welchem die Hafenabgaben zu Neuſtadt im Kreiſe Oldenburg, 
Regierungsbezirks Schleswig / bis auf Weiteres zu entrichten ſind. 


Vom 17. Februar 1875. 


A. An Hafengeld wird entrichtet von Schiffsfahrzeugen: 
1) von 20 Kubikmetern Netto-Raumgehalt und darunter, wenn ſie be⸗ 


laden ſind: 
e e ORSRAHEN ER MR L o 10 Pf. 
Bay e,, AR. e 10 


für jedes Fahrzeug. 
Anmerkung: Fahrzeuge der vorſtehend bezeichneten Art bleiben 
von der Abgabe Defeat, wenn fie beballaftet oder leer find; 
2) von mehr als 20 Kubikmetern Netto-Raumgehalt bi8 zu einſchließlich 
100 Kubikmetern Netto⸗Raumgehalt: 
a) wenn ſie beladen ſind: 
heim E less 5 Pf. 
beim A 8 Dis 
(Nr. 8272) b) wenn 


55 „„ 
b) wenn fie Ballaſt führen oder leer find: 
beim Eiſgang e „%% Ant Oi 
Beim Atlagande nn ee a 2 
für jedes Kubikmeter Netto⸗Raumgehalt 
3) von mehr als 100 Kubikmetern Netto-Raumgehalt: 
a) wenn ſie beladen ſind: 


heim üinzßsßs 10 Pf. 

beim Ausgange Polar 10 | 
b) wenn fie Ballaft führen oder leer find: | 

heim Eingang n 2. AO 5 Pf. 

beim Ausgange LS 5 


für jedes Kubikmeter Netto-Raumgehalt. 


Ausnahmen. | 


1) Schiffe von mehr als Einhundert Kubikmetern Netto⸗Raumgehalt, wenn | 
fie eine Fahrt zwiſchen Häfen des Deutſchen Bundesgebiets ohne Be⸗ | 
rührung fremder Häfen machen, entrichten nur die Hälfte der vorfiehend 
unter 3a. und b. feſtgeſetzten Abgaben, und werden dabei Bruchpfennige, | 
welche bei einer Theilung der nach der letzteren Poſition zu berechnenden | 
Abgabenbeträge durch 2 überſchießen, für voll gerechnet. 

2) Schiffe, deren Ladung 
a) im Ganzen das Gewicht von vierzig Zentnern nicht überſteigt, oder f 
b) ausſchließlich in Schiefer, Dachpfannen, Drainröhren, thönernen oder | 

fteinernen Flieſen, Cement, Gyps, Kalk, Bruch-, Cement«, Granit>, ö 
Gyps⸗, Kalk⸗, Mauer-, Pflaſter⸗ oder Ziegelſteinen aller Art, Kreide, | 
Thon⸗ oder Schiefererde, Seegras, Sand, Brenn, Bau⸗ und Nutz⸗ 
holz, Salz, Torf, Koaks, Rohſchwefel, Heu, Stroh, natürlichem 
Dünger, künſtlichen Düngeſtoffen, oder friſchen Fiſchen beſteht, 
haben das Hafengeld nur nach den Sätzen für Ballaſtſchiffe zu entrichten. 
3) Für Fahrzeuge, welche den Hafen zu Neuſtadt regelmäßi oder häuft 
) im Jaht ee en kann nach Wahl, anſtatt des turtfnßigen en 
eldes für jede einzelne Fahrt, eine jährliche Abfindung entrichtet werden, 
deren Höhe nach Beſchluß der ſtädtiſchen Kollegien mit Genehmigung 
der Königlichen Regierung feſtzuſetzen iſt. f 


Zuſätzliche Beſtimmungen. 
1) Bei Berechnung des Raumgehalts werden Bruchtheile der Maaßeinheit, 
wenn ſie einhalb oder mehr betragen, für voll gerechnet, kleinere Bruch⸗ 
theile dagegen außer Berechnung gelaſſen. 
2) Das e den Neuſtädter ln de wird durch eine bei dem 
Eingang in den eigentlichen Hafen von dem äußerſten Punkt der W 
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dem Hafen und der fogenannten Wiek gelegenen Landſpitze parallel mit 
der Hafenbrücke gezogene gerade Linie begrenzt. 
| Befreiungen. 
Von Entrichtung des Hafengeldes ſind ſowohl für den Eingang als für 


den Ausgang befreit: 


1) alle Fahrzeuge, welche ohne Ladung in den Hafen einlaufen, um Fracht 
zu ſuchen, und den Hafen ohne Ladung wieder verlaſſen; a 

2) alle Fahrzeuge, welche wegen Seeſchadens oder anderer Unglücksfälle, 
wegen Eisganges, Sturmes oder widriger Winde, ſowie alle Sabre 
welche nur um Erkundigungen einzuziehen oder Ordres in Empfang zu 
nehmen, in den Hafen einlaufen und denſelben, ohne Ladung gelöſcht 
oder eingenommen zu haben, wieder verlaſſen 

3) Fahrzeuge von 170 Kubikmeter oder weniger Netto⸗Raumgehalt, wenn 
fie auf der Fahrt nach einem anderen Hafen des Deutſchen Bundes⸗ 
gebiets in den Neuſtädter Hafen lediglich zu dem Zwecke einlaufen, um 
daſelbſt eine den 9 Theil ihres Raumgehalts nicht überſteigende 
Beiladung zu löſchen oder einzunehmen, Hierbei wird eine Waarenmenge 
von 10 Zentnern 1 Kubikmeter Netto⸗Raumgehalt gleich geachtet; 

4) Fahrzeuge, welche zur Hülfsleiſtung bei geſtrandeten oder in Noth befind⸗ 

lichen Schiffen aus⸗ oder eingehen, wenn ſie nicht zum Löſchen oder 
Bergen von Strandgütern verwendet werden; 

5) Leichterfahrzeuge, wenn das zu leichternde oder durch Leichter beladene 
Schiff ſelbſt die Hafenabgabe entrichtet; 5 

6) Schiffsgefäße, welche Königliches, Reichs oder Staatseigenthum ſind, 
oder lediglich für Königliche, Reichs- oder Staatsrechnung Gegenſtände 
befördern, jedoch in letzterem Falle nur auf Vorzeigung von Freipäſſen ) 

7) alle Lootſenfahrzeuge, ſoweit ſie nur ihrem Zweck gemäß benutzt werden; 

8) Fahrzeuge, welche Steine aus dem Meeresgrunde oder von der Küſte 


geſammelt einbringen, jedoch nur für den Eingang ; inſofern ſie den 
Hafen leer oder beballaſtet wieder verlaſſen, auch für den Ausgang / 

9) Böte, welche zu den der Abgabe unterliegenden Schiffen gehören; 

10) alle Fahrzeuge, welche lediglich zur Fiſcherei benutzt werden; 

11) Dampfſchiffe, infofern fie lediglich zur Paſſagierfahrt benutzt werden. 

B. An Bohlwerksgeld wird von Waaren, welche über die öffentlichen 
Bohlwerke oder Schleppſtellen zu Lande gebracht oder in Schiffe ane 
werden, entrichtet: - 

1) von Vieh, und zwar: 

i von Pferden und großem Horn vieh 20 Pf. 
von Füllen und Schweinen 10 
von Schaafen, Lämmern, Kälbern, Ferkeln, Eſeln, Ziegen 5 - 

für das Stück / 

(Nr, 8272) 2) von 


100 


2) von Brenn⸗ Bau⸗ und Nutzholz: 
für das Kübfmet e,, e 


3) von den ſonſtigen oben unter 2. b. der Ausnahmen aufgeführten 
Waaren, ſowie von Steinkohlen, Roheiſen, altem Schmelz⸗ 
eiſen, Eiſenbahnſchienen, Eiſenblech, Eiſen in Stangen, Bändern 
und Platten, Schiffsketten und Ankern, Tauwerk, Lohe, Oel 
und Leinkuchen, allen Getreidearten in vermahlenem und unver⸗ 
mahlenem Zuſtande, Erbſen, Wicken, Leinſamen, Raps, 
Rübſen, Kök, Linſen, Bohnen, Buchweizen und Kartoffeln: 


— c 


für jede Tonne zu 1000 Kilogramm — 10 » 
4) von allen übrigen Waaren: 
für jede Tonne zu 1000 Kilogramm 20 
Zuſatzbeſtimmung. 


Bei e der Abgaben werden überſchießende Bruchtheile der Er⸗ 
ebungs⸗Einheit (Kubikmeter, Tonne), ſobald ſie einhalb oder mehr betragen, 
ür voll, ſonſt aber gar nicht gerechnet. 


Befreiungen. 
Befreit von der Bohlwerksabgabe ſind: 
1) Königliches, Reichs- oder Staatseigenthum, 
2) Ballaft, 
3) friſche §ſche, Sand, Grand und Steine, die aus dem Meeresgrunde 
oder an der Küſte geſammelt werden. 


Anhang. 
An Vergütungen ſind außerdem zu entrichten: 
1) an Werftgeld für jedes Kubikmeter Netto-Raumgehalt: 


von einem neu erbeten Schiff 10 Pf. 
2) an Winterlagergeld für jedes Kubikmeter Netto-Raumgehalt. 5 - 


Berlin, den 17. Februar 1875. 


(L. S.) Wilhelm. 
| Camphauſen. Achenbach. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


